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Abkürzungsverzeichnis

BUWAL Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft
EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und

Kommunikation
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
BBT Bundesamt für Berufsbildung und Technologie
EFK Eidgenössische Finanzkontrolle
EAV Eidgenössische Alkoholverwaltung
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
EVED Eidgenössisches Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement
BIGA Bundesamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit
BWA Bundesamt für Wirtschaft und Arbeit
BK Bundeskanzlei
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

OFEFP Office fédéral de l'environnement, des forêts et du paysage
DFJP Département fédéral de justice et police
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
OFFT Office fédéral de la formation professionnelle et de la technologie
CDF Contrôle fédéral des finances
RFA Régie fédérale des alcools
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
DFI Département fédéral de l'intérieur
DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
DFTCE Département fédéral des transports, des communications et de l'énergie
OFIAMT Office fédéral de l’industrie, des arts et métiers et du travail
OFET Office fédéral de l'économie et du travail
ChF Chancellerie fédérale
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Trotz dieser negativen Haltung der Parlamentarier beschloss der Bundesrat zwei
Monate später neue Richtlinien für die Besetzung von ausserparlamentarischen
Kommissionen. Danach soll bei der Bildung dieser Gremien generell nicht nur auf eine
angemessene Vertretung der verschiedenen Regionen, der Sprach-, Alters- und
Interessengruppen, sondern auch der Geschlechter geachtet werden. Dabei soll der
Anteil der Frauen mindestens 30% betragen, wobei längerfristig eine paritätische
Vertretung der Geschlechter anzustreben ist. In seiner Antwort auf eine Einfache
Anfrage Hubacher (sp, BS) gab der Bundesrat bekannt, dass im Mai 1992 der
Frauenanteil in den insgesamt 388 ständigen ausserparlamentarischen Kommissionen
11% betrug; nur bei 17 (4,4%) dieser Gremien führte eine Frau den Vorsitz. 1

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 11.02.1992
HANS HIRTER

Bundesrat

Bereits während der parlamentarischen Beratungen begann der Bundesrat mit der
Vorbereitung der angestrebten Verwaltungsreorganisation, welche mit dem neuen
Gesetz in seine Kompetenz fallen wird. Dabei konnte im Regierungskollegium vorerst
kein Konsens über die Neuverteilung bestimmter Ämter auf die Departemente erzielt
werden. Ende November beschloss deshalb der Bundesrat, die bisher bei der
Bundeskanzlei angesiedelte Projektleitung selbst zu übernehmen und zudem eine
externe Beraterfirma beizuziehen. Die zweite Phase der Regierungsreform, welche sich
mit einer Neustrukturierung des Exekutivgremiums selbst befassen soll, wurde vorläufig
auf Eis gelegt. Die beratende Expertengruppe unter Prof. Eichenberger löste sich auf
Jahresende auf, nachdem sie zum Abschluss noch drei Studien zu möglichen
Reformmodellen vorgelegt hatte. Neben den beiden Varianten Erhöhung der Zahl der
Bundesräte resp. zweistufiges Regierungsorgan untersuchte sie dabei auch eine neue
Variante: achtköpfiger kollegialer Bundesrat mit einem Präsidialdepartement. 2

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 08.11.1995
HANS HIRTER

Bundesverwaltung - Organisation

Der Bundesrat beschloss im April, ab 1997 das Bundesamt für Landestopographie und
die Schweizerische Meteorologische Anstalt nach den Prinzipien des NPM (d.h. mit
einem Leistungsauftrag und einem Globalbudget) zu führen. Er kündigte an, dass elf
weitere Dienststellen überprüfen müssen, ob bei ihnen ab 1998 diese Instrumente
ebenfalls angewendet werden könnten. Bundesrat Villiger erhofft sich von diesen neuen
Verwaltungsgrundsätzen einen Effizienzgewinn und finanzielle Einsparungen in der
Höhe von rund 10%. 3

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 07.11.1996
HANS HIRTER

Verschiedene Vorkommnisse förderten in der Öffentlichkeit den Eindruck, dass das
BIGA, welches sich infolge der Wirtschaftskrise gewachsenen Anforderungen
gegenübersah, umorganisiert werden müsse. Im November beschloss der Bundesrat auf
Antrag des EVD-Vorstehers Delamuraz, das BIGA aufzuteilen in ein neues Bundesamt
für Berufsbildung und Technologie (inklusive Fachhochschulen) und ein Bundesamt für
Wirtschaft und Arbeit (BWA), in welchem die Abteilungen Arbeitsmarkt,
Arbeitslosenversicherung, Wirtschaftsförderung und Regionalpolitik zusammengefasst
sind. Das bisherige Bundesamt für Konjunkturfragen wurde aufgelöst und die von dieser
Stelle bisher vorrangig betriebene Forschung zu allgemein wirtschaftlichen
Fragestellungen in das Zentralsekretariat des EVD integriert. 4

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 21.11.1997
HANS HIRTER
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Im Berichtsjahr nahm der Bundesrat eine Umorganisation der Departemente vor. Er
stützte sich dabei auf Vorschläge der Beratungsfirma Arthur Andersen und auf die ihm
vom neuen RVOG (siehe dazu oben, Regierung) zugesprochene alleinige Kompetenz zur
Strukturierung der Departemente. Die Sportschule Magglingen und das Bundesamt für
Zivilschutz wurden vom EDI resp. dem EJPD zum EMD umgeteilt. Das Bundesamt für
Umweltschutz, Wald und Landschaft (BUWAL) - ohne Landeshydrologie und -geologie -
sowie die Abteilung Strassenverkehr wechselten vom EDI resp. dem EJPD zum EVED.
Durch die Verlagerung der Einwanderungssektion vom EVD zum EJPD wurden sämtliche
mit Migrationsfragen befassten Stellen in einem Departement vereinigt. Ähnliches
geschah im Bereich der Forschung, wo eine Konzentration der dafür zuständigen
Stellen von vier auf zwei Departemente (EDI und EVD) erfolgte. Als Konsequenz aus
dieser Umverteilung beschloss der Bundesrat, die Namen von zwei Departementen auf
Anfang 1998 ihren erweiterten Tätigkeitsgebieten anzupassen: Aus dem EMD wurde das
Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS), aus
dem EVED das Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation (UVEK). 5

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 30.11.1997
HANS HIRTER

Der im Vorjahr vom Bundesrat beschlossene Umbau des früheren BIGA zu den beiden
neuen Ämtern BBT (BA für Berufsbildung und Technologie) und BWA (BA für Wirtschaft
und Arbeit) wurde zu Jahresbeginn in Angriff genommen. Dabei ergab sich insofern
eine Änderung, als die aus dem aufgehobenen Bundesamt für Konjunkturfragen
übernommene Aufgabe der Wirtschaftsbeobachtung nicht wie ursprünglich vorgesehen
ins Generalsekretariat des EVD verlegt, sondern ins BWA integriert wurde. Als
Begründung für diesen Entscheid gab der Bundesrat an, dass er das Generalsekretariat
nicht mit Linienaufgaben belasten wolle. Der Rücktritt des Vorstehers des Bundesamtes
für Aussenwirtschaft (BAWI), Staatssekretär Franz Blankart, eröffnete die Perspektive
für weitere Umstrukturierungen. Im Mai gab Bundesrat Couchepin grünes Licht für eine
Verschmelzung des BAWI mit dem BWA. Zum Nachfolger Blankarts ernannte der
Bundesrat mit Amtsantritt auf den 1. Mai 1999 den Industriemanager David Sytz. 6

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.11.1998
HANS HIRTER

Der Bundesrat verabschiedete Anfang Juni eine Verordnung, in der Sollwerte für die
angemessene Vertretung der Landessprachen festgelegt werden. Zwar seien die
Sprachregionen in der gesamten Verwaltung proportional vertreten, dies gelte aber
nicht für Kaderpositionen, in denen Deutschschweizer 80% des Stellentotals halten. Die
Verordnung, die am 1. Juli in Kraft trat, setzt das Sprachengesetz um. Es handle sich hier
aber nicht um gesetzliche Quoten und es würden auch keine Fristen gesetzt, innerhalb
derer die Sollwerte erreicht werden müssten, betonte Bundesrat Burkhalter. Eine
Aufstockung der Mittel für Sprachförderung, mehr Übersetzerstellen, die
Gleichbehandlung der italienischen Sprache bei Publikationen und die Forderung, dass
Kader über aktive Kenntnisse einer zweiten und passiv einer dritten Landessprache
verfügen müssen, sind die wichtigsten Mittel, mit denen die Ziele erreicht werden
sollen. 7

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 05.06.2010
MARC BÜHLMANN

In Frauenfeld soll ein neues Rechenzentrum aufgebaut werden, das vom VBS und den
zivilen Departementen gemeinsam genutzt werden soll. Mit der Genehmigung eines
Verbundes von insgesamt vier Rechenzentren für die zentrale Bundesverwaltung soll die
dezentrale und teilweise ineffiziente Rechenzentren-Landschaft des Bundes gebündelt,
die Zahl an solchen Zentren gesenkt und die Bundesinformatik insgesamt
kostengünstiger und umweltschonender werden. Dies beschloss der Bundesrat Anfang
Juli. 8

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 02.07.2014
MARC BÜHLMANN

Ende September entschloss sich der Bundesrat, das Bundesamt für Migration zum
Staatssekretariat aufzuwerten. Die wachsende Bedeutung des BfM und die nötigen und
zunehmenden aussenpolitischen Funktionen seines Amtsdirektors bzw. neu
Staatssekretärs Mario Gattiker seien Grund für die Änderung. 9

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 19.09.2014
MARC BÜHLMANN
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Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf entschied sich, die Nachfolgeorganisation der
Eidgenössischen Alkoholverwaltung (EAV) in Delsberg anzusiedeln. Sie will so einen
Beitrag zur regionalen Standortförderung leisten. Weil vorher noch die
Zusammenführung der Organisationseinheit unter das Dach der Eidgenössischen
Zollverwaltung vorgenommen werden soll, wird der Umzug allerdings frühestens 2017
stattfinden. 10

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 24.11.2014
MARC BÜHLMANN

Die Weisungen des Bundesrates zu den IKT-Projekten in der Bundesverwaltung traten
am 1. Juli 2015 in Kraft. Unter anderem erweiterte die Regierung das Portfolio mit den
Schlüsselprojekten. Dabei handelt es sich um Projekte, die aufgrund ihrer Bedeutung
eine übergeordnete Führung und Kontrolle sowie eine periodische Prüfung durch die
EFK erfordern. Neu werden IKT-Projekte in den Bereichen Nationalstrassen und
Führungssysteme der Armee zu diesen IKT-Schlüsselprojekten gezählt. Des Weiteren
sollen Projekte mit einem Gesamtaufwand von mehr als CHF 5 Mio. (sogenannte IKT-
Grossprojekte) einer vorgängigen Qualitätsüberprüfung unterzogen werden. So sollen
nicht nur frühzeitig Verbesserungsmassnahmen eingeleitet, sondern riskante Projekte
gleich gänzlich vermieden werden können.
Mitte Juni schrieb der Nationalrat die beiden Postulate, die den Weisungen Pate
gestanden hatten, ab. 11

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.07.2015
MARC BÜHLMANN

Der Bundesrat wolle mit dem gezielten Einsatz flexibler Arbeitsformen die Attraktivität
der Bundesverwaltung als Arbeitgeberin bewahren, erklärte er in seinem Mitte
Dezember 2020 zum ersten Mal verabschiedeten Zielbild zur Ausgestaltung der
flexiblen Arbeitsformen in der Bundesverwaltung. Damit strebe er einen integralen
Ansatz und eine «optimale Verbindung der drei Dimensionen Mensch, Technologie und
Infrastruktur» an. Es gelte jeweils den idealen Einsatz örtlicher (zentral, dezentral,
mobil), zeitlicher und organisatorischer (Einzelarbeit, Kollaboration) Massnahmen den
jeweiligen Erfordernissen anzupassen. Damit liessen sich nicht zuletzt eine bessere
Vereinbarkeit von Arbeit und Privatleben erzielen. Der Bundesrat will das Zielbild alle
zwei Jahren prüfen und aktualisieren. 12

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 11.12.2020
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

Zwar muss die angestrebte Flexibilisierung der Anstellungsbedingungen des
Bundespersonals wohl primär im Zusammenhang mit der Arbeitsmarktstruktur gesehen
werden. Die Bundesräte Cotti und Koller machten aber auch führungspolitische Gründe
geltend, als sie wünschten, dass die Exekutivmitglieder die Spitzenposten der
Verwaltung mit selbst gewählten Vertrauensleuten besetzen können und nicht mehr
alle Beamten von ihren Vorgängern übernehmen müssen. Der Bundesrat hatte bereits
früher die Verwaltung mit der detaillierten Abklärung der Frage der Flexibilisierung der
Anstellungsbedingungen von Amtsdirektoren und anderen leitenden Mitarbeitern
beauftragt. In seinen Vorschlägen zur Entlastung des Bundesrates (siehe oben) hatte er
eine Flexibilisierung der Anstellungsbedingungen für die Generalsekretäre und
Informationschefs in Aussicht gestellt. 13

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.05.1990
HANS HIRTER

Obwohl die Besoldungen des Bundespersonals 1989 real um 2% erhöht worden waren,
hatte sich die schlechte Konkurrenzsituation der Bundesverwaltung und -betriebe auf
dem Arbeitsmarkt nicht grundlegend verbessert. Der Bundesrat schlug deshalb für den
1. Juli 1991 eine erneute Reallohnerhöhung um 3% und Verbesserungen der Zulagen
vor; zudem wünschte er die Ermächtigung, die Besoldungen um höchstens weitere 5%
an die zukünftige Reallohnentwicklung der Privatwirtschaft anzupassen. Dabei
beantragte der Bundesrat, bei der Gewährung der Reallohnerhöhung die individuelle
Leistung zu berücksichtigen. Er machte zu diesem Zweck von seiner mit der Revision
des Beamtengesetzes von 1988 erhaltenen Kompetenz Gebrauch, und setzte den Artikel
45.2 in Kraft, welcher leistungsmässig differenzierte Erhöhungen vorsieht. Konkret
sollen Beschäftigte mit nachweisbar ungenügenden Leistungen die für 1991 vorgesehene
Reallohnerhöhung nicht erhalten. 14

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 22.06.1990
HANS HIRTER
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Rund ein Jahr vor der eingangs erwähnten Weisung zur Verbesserung der Stellung der
Frauen in der allgemeinen Bundesverwaltung hatte Bundesrat Cotti für sein
Departement geschlechtsspezifische und sprachliche Quotenregelungen eingeführt.
Mit diesen als Sofortmassnahmen bezeichneten Weisungen soll im EDI bis Ende 1992
der Anteil der Frauen von 25% auf 30%, derjenige des französischsprachigen Personals
von 17% auf 20% und derjenige der Italienischsprachigen von 7,5% auf 10% gesteigert
werden. 15

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.01.1991
HANS HIRTER

Im Dezember erliess der Bundesrat eine "Weisung über die Verbesserung der
Vertretung und der Stellung des weiblichen Personals in der allgemeinen
Bundesverwaltung". Darin wird insbesondere festgehalten, dass bei gleichwertigen
Bewerbungen Frauen solange Männern vorzuziehen sind, bis innerhalb einer grösseren
Verwaltungseinheit (Bundesamt oder Abteilung) ein paritätisches Verhältnis der
Geschlechter erreicht ist. 16

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.12.1991
HANS HIRTER

Ein erstes Opfer mussten die Bundesangestellten bereits bringen: Der Bundesrat
setzte den Teuerungsausgleich auf 3,0% fest (bei einer Inflationsrate von 3,4% zu
Jahresende). Zudem reduzierte er die 1988 angesichts des ausgetrockneten
Arbeitsmarkts und den dadurch entstehenden Rekrutierungsproblemen eingeführte
jährliche Sonderzulage für das Personal in der Agglomeration Genf und der Stadt Zürich
von 2100 Fr. auf 1100 Fr.; für die Agglomerationen Bern, Lausanne, Basel und Winterthur
und die Vororte Zürichs wurde sie vollständig gestrichen. 17

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 17.12.1992
HANS HIRTER

Die schlechte Finanzlage veranlasste den Bundesrat zu weiteren Sparmassnahmen bei
den Löhnen des Bundespersonals. Er beschloss, für 1997 die aufgelaufene Teuerung
von 0,7% nicht auszugleichen, den Lohnabzug von 1-2% für Spitzenbeamte
beizubehalten und die automatischen Besoldungserhöhungen um 25% zu kürzen.
Zudem gab er die Anweisung, die Anfangslöhne in der allgemeinen Bundesverwaltung
durch tiefere Einstufungen konsequent um 10% zu reduzieren. 18

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 10.12.1996
HANS HIRTER

Der Bundesrat erliess am 19. Februar eine Weisung zur Förderung der
Mehrsprachigkeit in der allgemeinen Bundesverwaltung. Er hielt darin unter anderem
fest, dass die angemessene Vertretung der Sprachgruppen nicht nur gesamthaft,
sondern auch auf jeder Funktionsstufe und in den Leitungen der Bundesämter sowie,
soweit möglich, hinunter bis auf Sektionsebene gewährleistet sein soll. Dabei sei eine
Übervertretung der Angehörigen der lateinischen Sprachgemeinschaften im Verhältnis
zur Bevölkerungszahl in Kauf zu nehmen. Für Comby (fdp, VS) waren diese Weisungen
allerdings noch zu wenig verbindlich formuliert. Die Diskussion über seine Interpellation
[97.3346] wurde auf später verschoben. 19

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 19.02.1997
HANS HIRTER

Parlamentsorganisation

Per 1. Januar 2016 trat das revidierte Publikationsgesetz in Kraft. Im Oktober 2015 hatte
der Bundesrat die Publikationsverordnung angepasst, so dass mit Jahresbeginn 2016
nicht mehr nur einzig die gedruckten Veröffentlichungen der amtlichen Publikationen
rechtlich verbindlich sind, sondern auch die elektronischen Fassungen des
Bundesblatts, der Amtlichen Sammlung und der Systematischen Sammlung des
Bundesrechts. Im Falle von Unterschieden zwischen Print- und Online-Version wird neu
die elektronische Version massgebend sein. 20

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.01.2016
MARC BÜHLMANN
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Volksrechte

Eigentlich hätte die Stimmbevölkerung am 17. Mai 2020 über drei Vorlagen abstimmen
sollen. Allerdings beschloss der Bundesrat am 18. März angesichts der Covid-Pandemie,
die Abstimmungen über die Begrenzungsinitiative, das Jagdgesetz und die Erhöhung
der Kinderabzüge zu verschieben. In ihrer Medienmitteilung begründete die Regierung
ihren Entscheid mit der erschwerten Meinungsbildung und der nicht sicher zu
gewährleistenden Abstimmungsorganisation. Aufgrund des Versammlungsverbots
könnten ferner auch keine Informations- und Publikumsveranstaltungen stattfinden.
Neben der Absage der Urnengänge empfahl der Bundesrat den Kantonen,
Gemeindeversammlungen zu verbieten. Zudem kündigte er eine Verordnung für einen
Fristenstillstand an.  
In den Medien wurde der Entscheid mehrheitlich begrüsst. Auch die SVP, die mit der
Kampagne für ihre Begrenzungsinitiative bereits begonnen hatte, stand hinter dem
Entscheid des Bundesrats. Die Menschen hätten jetzt andere Probleme, gab Thomas
Aeschi (svp, ZG) der Aargauer Zeitung zu Protokoll. Für den Entscheid habe man
Verständnis, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) die Befindlichkeiten in der SP zum Ausdruck,
es sei allerdings demokratiepolitisch heikel, wenn neben dem Parlament nun auch die
Stimmbevölkerung keine politischen Rechte mehr ausübe. Man hätte sich auch
angesichts der schleppenden Verhandlungen mit der EU eine raschere Klärung bei der
Begrenzungsinitiative gewünscht, präzisierte Christian Levrat (sp, FR) in Le Temps. 
In den Medien wurden zudem vergleichbare Situationen gesucht. Selbst während der
beiden Weltkriege und der spanischen Grippe 1918 sei es nicht zu Verschiebungen von
Urnengängen gekommen, wohl aber 1951, als es die Maul- und Klauenseuche an vielen
Orten verunmöglicht habe, den Urnengang durchzuführen. 
Verschiedene Kantone gingen derweil unterschiedlich mit der Corona-Situation um. Im
Kanton Schwyz wurden kantonale und im Kanton Luzern Ende März noch lokale Wahlen
durchgeführt. Rund 90 Prozent der Bevölkerung würde sowieso brieflich abstimmen;
einzig die Auszählung würde wohl länger dauern – so die Behörden. Eine Verschiebung
sei angesichts der weit fortgeschrittenen Meinungsbildung aber nicht angebracht. Im
Kanton Tessin hingegen, der stark unter der Pandemie litt, wurden die kommunalen
Wahlen von Anfang April verschoben. Die zweiten Wahlgänge der lokalen Wahlen in
Genf wiederum fanden statt – allerdings ohne Urne. Wer nicht brieflich stimmen
konnte, durfte seinen Wahlzettel Dorfpolizisten übergeben, die diese auf Anfrage
abholten. 

Ende April entschied der Bundesrat dann, die drei Vorlagen auf den
Abstimmungstermin vom 27. September 2020 zu verlegen, an dem auch über die
Beschaffung der neuen Kampfjets und über den Vaterschaftsurlaub abgestimmt werden
sollte. Die Medien sprachen in der Folge aufgrund der fünf nationalen Abstimmungen
von einem «Supersonntag». 21

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.03.2020
MARC BÜHLMANN

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Trotz zunehmender Kritik aus dem Parlament hiess der Bundesrat die Gesuche von
zwölf Kantonen gut, E-Voting während zwei Jahren weiter testen zu dürfen. Während in
den Kantonen Genf und Neuenburg der elektronische Partizipationskanal einem Teil der
kantonalen Bevölkerung auf Anfrage offen steht (maximal 71‘000 in Genf und maximal
21‘000 in Neuenburg), können in den Kantonen Aargau, Basel-Stadt, Bern, Freiburg,
Graubünden, Luzern, Schaffhausen, Solothurn, St. Gallen und Thurgau lediglich die
Auslandschweizerinnen und -schweizer mit E-Voting ihr Stimm- und Wahlrecht
wahrnehmen. Insgesamt können mit den neuen Grundbewilligungen für E-Voting total
rund 3.3 Prozent der Wahlberechtigten elektronisch abstimmen. Die Obergrenze,
welche der Bundesrat festlegt, läge bei 10 Prozent der gesamtschweizerischen und 30
Prozent der kantonalen Stimmbevölkerung. In der Regel nehmen rund 50 Prozent der
teilnehmenden Berechtigten das elektronische Angebot wahr. Bei den Abstimmungen
im September verzeichnete der Kanton Aargau eine hohe Nutzung des elektronischen
Kanals: 65 Prozent der Auslandschweizer, die sich beteiligten, taten dies via E-Voting.
Ab 2015 werden auch die Kantone Zürich und Glarus für ihre Auslandschweizerinnen
und -schweizer E-Voting einrichten. Ab 2016 dürfen neben den Pionierkantonen Genf
und Neuenburg neu auch Aargau, Graubünden, St. Gallen, Solothurn und Thurgau
elektronische Partizipationseinrichtungen für Inländer erstellen. 22

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.02.2014
MARC BÜHLMANN
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Eine Folge der zunehmenden brieflichen Wahl- und Abstimmungsbeteiligung ist, dass
die Gemeinden schon vor Urnenschluss mit der Auszählung der Stimmen beginnen
können. Dieser Umstand führte zusammen mit der Tatsache, dass sechs Kantone die
Schliessung der Urnen schon vor 12 Uhr mittags vorsehen (TG: 11.30 Uhr; AG, AR, NW,
SH, SZ: 11.00 Uhr), dazu, dass einzelne Gemeinden dieser Kantone das Resultat ihrer
Auszählung bekannt geben, während in anderen Kantonen noch abgestimmt oder
gewählt wird. Daran störte sich Raphaël Comte (fdp, NE), der fürchtete, dass die
frühzeitige Bekanntgabe von Abstimmungsresultaten, die dank der Sozialen Medien
auch sehr rasch an Reichweite gewinne, im letzten Moment noch mobilisierende
Wirkung haben und die Abstimmungsentscheide noch beeinflussen könnte. Comte
hatte bereits 2017 mittels Anfrage (A 17.1020) vom Bundesrat wissen wollen, wie die
Exekutive zu dieser Sache stehe. Die Regierung hatte in ihrer Antwort darauf
hingewiesen, dass sie die Gemeinden schon seit 2016 in Kreisschreiben
verschiedentlich darauf hingewiesen habe, dass vor 12 Uhr mittags keine Resultate
veröffentlicht werden dürften. Da sich lediglich wenige kleine Gemeinden nicht an
diese Regel hielten, hatte der Bundesrat im Jahr 2017 eine bundesrechtliche Regelung
als nicht angezeigt erachtet.
Weil allerdings in der Folge immer wieder vor allem Aargauer Gemeinden mit
frühzeitigen Publikationen von Ergebnissen aufgefallen waren, kündigte der Bundesrat
2018 an, eine Anpassung der Verordnung über die politischen Rechte vorzunehmen, die
am 1. Juli 2019 in Kraft trat. Gemäss Verordnung dürfen vorläufige
Abstimmungsergebnisse nicht vor 12 Uhr bekannt gegeben werden.
Sanktionsmöglichkeiten sind allerdings nicht vorgesehen. Jedoch kann gegen einen
Verstoss eine Abstimmungsbeschwerde eingereicht werden mit der Begründung, dass
die frühe Bekanntgabe eines Resultats das gesamte Abstimmungsergebnis beeinflusst
haben könnte. 23

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 08.01.2020
MARC BÜHLMANN

Was passiert mit den Unterschriftensammlungen für Referenden und Volksinitiativen,
wenn Menschenansammlungen und Freizeitaktivitäten eingeschränkt sind? Diese Frage
stellte sich im Rahmen der vom Bundesrat ergriffenen Massnahmen aufgrund von
Covid-19. Die Regierung beantwortete sie mit einer Verordnung, die einen
Fristenstillstand ab 21. März 2020 vorsah. Bis zum 31. Mai durften keine Unterschriften
für Volksinitiativen und Referenden gesammelt werden. Die Sammelfristen werden
entsprechend ab Anfang Juni verlängert. Auch alle anderen mit Volksinitiativen
verbundenen Fristen wurden eingefroren – etwa die Behandlungsfristen von erfolgreich
eingereichten Volksinitiativen. Die Fristen sollen hingegen nur bei jenen
referendumspflichtigen Vorlagen aus der Wintersession 2019 eingefroren werden, die
als umstritten galten. 24

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 21.03.2020
MARC BÜHLMANN

Ende April 2020 entschied der Bundesrat nicht nur, die für Mai vorgesehenen
Abstimmungsvorlagen auf den 27. September zu verschieben, sondern er lehnte es
aufgrund der sinkenden Zahl an Covid-19-Neuinfektionen auch ab, den im Frühjahr
eingerichteten, bis zum 31. Mai 2020 geltenden Fristenstillstand für Volksbegehren zu
verlängern. Ab dem 1. Juni 2020 durften entsprechend wieder Unterschriften für
Volksinitiativen und fakultative Referenden – aktuell wurden Referenden gegen die
Beschaffung neuer Kampfflugzeuge und gegen das Wirtschaftsabkommen mit
Indonesien angestrebt – gesammelt werden. Die zuständigen Stellen sollten ab 1. Juni
auch wieder Stimmrechtsbescheinigungen ausstellen. Zwar sei das Sammeln von
Unterschriften aufgrund der Verhaltens- und Hygieneregeln nach wie vor schwierig, ein
weiterer Stillstand der Fristen sei aber deswegen nicht gerechtfertigt, gab der
Bundesrat in seiner Medienmitteilung Ende April bekannt.
In der NZZ wurde der Entscheid kritisiert. Man könne keine Unterschriften sammeln,
wenn man zwei Meter Abstand einhalten müsse, gab etwa Franz Grüter (svp, LU) der
Zeitung zu Protokoll. Die Initiative für ein E-Voting-Moratorium, für die Grüter
Unterschriften sammeln wollte, sei deshalb massiv in Rückstand geraten. Auch das
Verbot von Veranstaltungen erschwere das Unterschriftensammeln. Verschiedene
Initiativkomitees, aber auch die SPK-NR forderten laut NZZ vom Bundesrat
Vereinfachungen bei den Unterschriftensammlungen – etwa in Form von
Fristverlängerungen oder der Reduktion der benötigten Anzahl Unterschriften. 25

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 29.04.2020
MARC BÜHLMANN
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Im Rahmen der Beratungen um das Covid-19-Gesetz in der Herbstsession 2020 wollte
das Parlament auf der Basis zweier Anträge von Balthasar Glättli (gp, ZH) und Franz
Grüter (svp, LU) Erleichterungen für das Sammeln von Unterschriften für fakultative
Referenden einführen. Der Bundesrat erliess in der Folge die zeitlich befristete
Möglichkeit, Listen mit Signaturen zuzulassen, für welche die Gemeinden noch keine
Stimmrechtsbescheinigungen ausgestellt hatten. In einer Medienmitteilung gab die
Regierung bekannt, diese Vereinfachung für alle Erlasse von Sommersession 2020 bis
Sommersession 2021 zu schaffen. Die entsprechende Verordnung trat Anfang Oktober
2020 in Kraft und galt nur für Referenden, nicht aber für Initiativen. 26

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 25.09.2020
MARC BÜHLMANN

Im Rahmen der Beratungen des Covid-19-Gesetzes in der Frühjahrssession 2021
beschlossen beide Kammern, dass die vom Bundesrat beschlossenen Erleichterungen
für die Unterschriftensammlungen nicht nur für fakultative Referenden, sondern auch
für Volksinitiativen gelten sollen. Eine entsprechende Forderung war von einer
mittlerweile zurückgezogenen Kommissionsmotion der SPK-NR gestellt worden. Der
Antrag der Kommission wurde im Rahmen des Covid-19-Gesetzes im Nationalrat mit
160 zu 22 Stimmen – lediglich die Grünen waren gegen den Vorschlag – und im
Ständerat ohne Diskussion angenommen. Die momentane Aussetzung des
Obligatoriums für Stimmrechtsbescheinigungen wird entsprechend auf Volksinitiativen
ausgedehnt. 27

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.03.2021
MARC BÜHLMANN

Der Bundesrat setzte die Verordnung, mit der die Pflicht für die Erbringung von
Stimmrechtsbescheinigungen nicht mehr nur für Referenden (in Kraft seit 30. März
2021), sondern wie vom Parlament gefordert neu auch für Volksinitiativen
vorübergehend aufgehoben wurde, auf den 13. Mai 2021 in Kraft. Die
Unterschriftenbogen von Referenden sowie von Volksinitiativen, die ab diesem Datum
eingereicht werden, können innerhalb der üblichen Sammelfristen auch ohne
Stimmrechtsbescheinigung eingereicht werden. Die Verantwortung für die Einholung
der Stimmrechtsbescheinigungen liegt damit nach Einreichung bei der Bundeskanzlei
(BK), die nach Ablauf der Sammelfrist so viele (unbescheinigte) Unterschriften
nachträglich von den Gemeinden bescheinigen lässt, wie nötig, damit die Zahl von
50'000 bzw. 100'000 Unterschriften erreicht wird. 
In seiner Medienmitteilung berichtete der Bundesrat, dass seit der ersten Covid-19-
Verordnung zur Stimmrechtsbescheinigung (in Kraft seit dem 8. Oktober 2020) gegen
vier Erlasse erfolgreich das Referendum eingereicht worden sei, wobei zwei Komitees
von der Erleichterung der Pflicht der Stimmrechtsbescheinigung profitiert hätten. Beim
Referendum gegen das Covid-19-Gesetz und beim Referendum gegen das
Bundesgesetz über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus hatte die
BK im Nachhinein bei den Gemeinden Stimmrechtsbescheinigungen eingeholt. 28

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.05.2021
MARC BÜHLMANN

Wie schon bei den eidgenössischen Wahlen 2019 und 2015 kommt es auch bei den
Nationalratswahlen 2023 zu einer Verschiebung der Anzahl Nationalratssitze pro
Kanton. Wie schon 2015 wird es der Kanton Zürich sein, der aufgrund der kantonalen
Bevölkerungszahl einen Sitz mehr erhalten wird (neu 36 Sitze). Dies wird auf Kosten des
Kantons Basel-Stadt geschehen, der neu nur noch über vier Sitze verfügt. Die 200
Nationalratssitze werden seit 2015 alle vier Jahre für jede neue Legislatur aufgrund der
ständigen kantonalen Wohnbevölkerung neu berechnet und auf die Kantone verteilt. 29

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.09.2021
MARC BÜHLMANN

Ende April 2021 lagen die Vorschläge für eine Teilrevision der Verordnung über die
politischen Rechte (VPR) sowie für eine Totalrevision der Verordnung der Bundeskanzlei
über die elektronische Stimmabgabe (VEIeS) vor und der Bundesrat eröffnete die
Vernehmlassung dazu, um bald eine Neuausrichtung des Versuchsbetriebs von E-
Voting starten zu können. Die Vorlagen sehen vor, dass die Kantone nach wie vor selber
entscheiden können, ob und mit welchem System sie E-Voting-Versuche durchführen
möchten. Der Bund bleibt verantwortlich für den rechtlichen Rahmen und die
Bewilligungen der Systeme und Versuche. Pro Kanton dürfen maximal 30 Prozent und
schweizweit höchstens 10 Prozent der Stimmberechtigten die digitale Stimmabgabe
nutzen, von der zudem vor allem Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer sowie
Stimmberechtigte mit Behinderung profitieren sollen. Die revidierten Verordnungen
regeln überdies, auf welche Weise die E-Voting-Systeme laufend überprüft werden
sollen. Dabei werden unabhängige Expertinnen und Experten, aber auch Hackerinnen

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 10.12.2021
MARC BÜHLMANN
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und Hacker im Rahmen von «Bug-Bounty-Programmen» die Systeme laufend auf
Mängel überprüfen.

Die Antworten der Vernehmlassung mussten bis Mitte August 2021 eingereicht werden
und Anfang Dezember 2021 lag der entsprechende Ergebnisbericht mit insgesamt 67
Stellungnahmen vor. Die grosse Mehrheit von 48 Stellungnehmenden unterstützte die
Vorlagen mit kleinen Anpassungsvorschlägen; darunter 21 Kantone, die FDP, die Mitte,
zahlreiche Behindertenorganisationen, der Gemeindeverband und die
Auslandschweizerorganisation. Grundlegende Vorbehalte äusserten elf
Vernehmlassungsteilnehmende; darunter die Kantone Freiburg, Neuenburg und Wallis,
unter den Parteien die SP und die EDU und bei den Organisationen unter anderem die
Economiesuisse. Die Vorbehalte betrafen den Umstand, dass momentan lediglich das
System der Post bestehe, was den Kantonen kaum Handlungsspielraum gewähre. Der
Bund müsse hier mehr Verantwortung übernehmen, forderten etwa die Kantone
Freiburg und Wallis, die zusammen mit Neuenburg auch eine finanzielle Unterstützung
durch den Bund für die Umsetzung der Versuche forderten. Auch die SP verlangte eine
staatliche Lösung und prioritäre Zugänge für Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer. Gänzlich und ausschliesslich auf Letztere wollte die EDU E-Voting
beschränken. Economiesuisse forderte vor einem Neustart eine umfassende
öffentliche Diskussion über Chancen und Risiken von E-Voting, um zuerst der
herrschenden Skepsis in der Bevölkerung zu begegnen und entsprechend Vertrauen zu
schaffen. Auf mehrheitliche Ablehnung stiessen die Vorschläge bei acht
Vernehmlasserinnen und Vernehmlassern: beim Kanton Schwyz, den Grünen, der SVP
und der Piratenpartei und unter den Organisationen unter anderem beim Verein «E-
Voting Moratorium», der 2019 eine Initiative für ein solches Moratorium lanciert hatte,
die allerdings 2020 an der Unterschriftenhürde gescheitert war. Der Kanton Schwyz
befürchtete, dass Manipulationen nie ausgeschlossen werden könnten und vor allem
kleine Kantone finanziell an ihre Grenzen kommen würden. Die drei Parteien und der
Verein «E-Voting-Moratorium» betonten die Bedeutung des Vertrauens der
Stimmberechtigten bei Wahlen und Abstimmungen, das aufgrund von nie wirklich
behebbaren Sicherheitsproblemen unnötig aufs Spiel gesetzt würde. Sie forderten
zudem tiefere maximale Teilnehmendenzahlen für die Zulassung von E-Voting. Die
Grünen und die Piratenpartei kritisieren überdies, dass andere Digitalisierungsprojekte
(z.B. E-Collecting oder elektronische Vernehmlassungen) aufgrund der starken
Konzentration auf E-Voting unnötig gebremst würden. Ausdrücklich auf eine
Stellungnahme verzichtet hatten unter anderem der Kanton Jura und der
Arbeitgeberverband. 

Mitte Dezember 2021 nahm der Bundesrat von den Ergebnissen der Vernehmlassung
Kenntnis. Die Vorlagen sollen finalisiert werden, wobei die Regierung eine finanzielle
Beteiligung des Bundes als sinnvoll erachtete. Als wichtig bezeichnete der Bundesrat in
seiner Medienmitteilung auch die Idee der Entwicklung eines Systems aus öffentlicher
Hand und die Vermeidung einer einseitigen Priorisierung von E-Voting bei
Digitalisierungsprojekten. Er wolle diese Punkte längerfristig weiterverfolgen. 30

Mitte Dezember 2021 entschied der Bundesrat, die Erleichterungen beim Sammeln von
Unterschriften für Volksinitiativen und Referenden zu verlängern. Ab dem 18.
Dezember 2021 sollte es also weiterhin möglich sein, Unterschriften einzureichen, die
von den Gemeinden nicht bescheinigt worden waren. Das Einholen dieser
Bescheinigungen, mit denen nicht zulässige Signaturen vermieden werden sollen, ist
normalerweise Aufgabe der Komitees. Der Erlass dieser Pflicht verschafft den Komitees
etwas mehr Zeit, im Rahmen der bestehenden und – obwohl von verschiedener Seite
eine Verlängerung der Fristen gefordert worden war – unveränderten Sammelfristen die
notwendigen Unterschriften zu sammeln. Die Bescheinigungen müssen nach Ablauf der
Sammelfrist von der Bundeskanzlei bei den Gemeinden eingeholt werden. Der
Bundesrat präzisierte in seiner Medienmitteilung, dass die Erleichterungen für
Referenden gegen Erlasse gelten würden, die zwischen März 2021 und März 2022 im
Bundesblatt veröffentlicht worden seien, sowie für Volksbegehren, die zwischen dem
13. Mai 2021 und dem 30. Juni 2022 eingereicht würden. Die Verordnung mit der
Verlängerung wurde entsprechend auf den 31. August 2022 befristet. 31

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 17.12.2021
MARC BÜHLMANN
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